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Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin Naber, 

sehr geehrter Herr Ministerpräsident Weil, 

sehr geehrter Herr Präsident des Niedersächsischen Staatsgerichtshof Mestwerdt, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete des Niedersächsischen Landtags, 

meine Damen und Herren, 

75 Jahre Grundgesetz sind ein Grund zu dankbarer Rückschau auf eine lange Periode 

stabiler Verfasstheit in unserem Land und ein in hohem Maße erfolgreiches 

demokratisches Gemeinwesen. 

75 Jahre Grundgesetz sind aber auch Anlass zu Stolz bei denen, die diese Verfassung 

ins Werk gesetzt haben. Es waren die Länder, die den Auftrag zur Erstellung des 

Grundgesetzes gaben und die Länder, die den Bund gründeten. Der Erfolg des 

Grundgesetzes ist daher Grund zum Stolz auch für die Bundesländer. Deshalb ist es 

passend, dass dieses Jubiläum nicht nur in der Bundeshauptstadt, sondern auch in 

den Bundesländern gefeiert wird! 

Sie haben heute, Frau Landtagspräsidentin, einen Politikwissenschaftler als 

Festredner eingeladen und sich damit vermutlich bewusst für einen breiteren als 

den nur juristischen Blick auf die Verfassung entschieden. Mit dem Dank für die 

Einladung verbinde ich die Hoffnung, Ihnen allen in den kommenden 20 Minuten ein 

paar Impulse für den Blick auf unsere Verfassung geben zu können. 

Zwei Dinge stehen aus meiner Sicht beim Blick auf eine Verfassung im Vordergrund: 

• zum einen die Erfordernis der Stabilität, die eine Verfassung produziert - 

Sicherheit über die Institutionen eines politischen Systems, deren jeweilige 

Kompetenzen und die leitenden Grundwerte, also gewissermaßen die 

„Mechanik“ des politischen Systems; 
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• zum anderen die Erfordernis der Flexibilität, denn eine Verfassung muss zu 

der Gesellschaft, die sie politisch organisiert passen; ändert sich die 

Gesellschaft, muss sich die Verfassung an solche Änderungen anpassen 

können. 

Es ergibt sich also ein Spannungsverhältnis zwischen Stabilität und 

Flexibilität, das ich in den Mittelpunkt meines Vortrags stellen möchte. 

Einerseits soll die Verfassung möglichst verlässlich und unwandelbar sein – was sich 

aus der Idee ergibt, dass sie den Grundkonsens einer Gesellschaft abbildet. Politisch 

ist man sich in vielerlei Hinsicht uneinig, aber im Hinblick auf z.B. die Verfahren, wie 

man zu einer Entscheidung gelangt, muss man sich einig sein. Diese Fragen sind in 

einer Verfassung geregelt – welche Institutionen es gibt, wie sie zusammengesetzt 

sind und gewählt werden, welche Kompetenzen sie haben etc. 

Das Grundgesetz führt die wichtigsten Bundesorgane (wie Bundestag, Bundesrat, 

Bundespräsident und Bundesregierung) sowie die Grundsätze ihrer Amtsführung 

auf. Details hingegen sind oft in Gesetze ausgelagert – der genaue Ablauf der Wahl 

des Bundestages zum Beispiel in das Wahlgesetz (über dessen Reform gerade vor 

dem Bundesverfassungsgericht gestritten wird). Die Verfassung soll Grundsätze 

enthalten, nicht Details; dass der Satz „Das Nähere regelt ein Bundesgesetz“ nicht 

weniger als 24mal im Grundgesetz vorkommt, ist ein Indiz dafür! 

Die Grundregeln stabil zu halten, ist wichtig. Die Verfassung enthält in diesem Sinn 

„Regeln über Regeln“, also Regeln, wie man zu Regeln kommt. Und die sollen sich 

möglichst nicht verändern – das schafft Verlässlichkeit und Erwartungssicherheit. 

Diese Prämie auf Stabilität steht aber in einem Spannungsverhältnis zur 

Notwendigkeit von Flexibilität, mit der ein Regelsystem sich an veränderte 

Umstände anpassen muss. Generell gesprochen: Gesellschaften ändern sich, sie 

ändern ihre Präferenzen, bevorzugen andere Dinge, als sie es in der Vergangenheit 

taten. Sozialwissenschaftler sprechen von „Wertewandel“ – beispielsweise der 

Verschiebung von sogenannten materiellen Werten (wie mehr Geld oder mehr 

Güter) zu sogenannten „postmateriellen“ Werten (wie mehr Freizeit oder mehr 

Selbstverwirklichung). 

Wir alle wissen, dass die Gesellschaft der heutigen Bundesrepublik sich deutlich 

unterscheidet von der vor 50 Jahren (Mitte der 1970er Jahre) oder gar vor 75 Jahren 

– dem Jahr, als das Grundgesetz ausgehandelt und in Kraft gesetzt wurde. 
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Atmet das Grundgesetz noch den Geist der Adenauer-Jahre? Gibt es aufgestauten 

Modernisierungsbedarf? Oder ist die Verfassung flexibel genug und hat sich 

anpassen können? Das sind Fragen, auf die ich nun eingehen möchte. 

Wie balanciert das Grundgesetz das Spannungsverhältnis zwischen dem Bedürfnis 

nach Stabilität und der Notwendigkeit von Flexibilität? Wie stellt sich das Verhältnis 

des heutigen Grundgesetzes zu dem von 1949 dar? Handelt es sich noch um dieselbe 

Verfassung – oder würden die Väter und Mütter des Grundgesetzes die heutige 

Verfassung kaum mehr wiedererkennen? 

Ich möchte versuchen, diese Fragen mit Blick auf die Entwicklung des 

Grundgesetzes zu beantworten. Weil dabei ein paar Zahlen unerlässlich sind, haben 

Sie auf Ihrem Platz ein Blatt mit zwei Tabellen gefunden. Dort können Sie einiges 

von dem, was ich jetzt sage, verfolgen. 

In quantitativer Hinsicht hat sich das Grundgesetz deutlich verändert. Es ist 

erheblich gewachsen – durch hinzugekommene Artikel (aus 146 Artikeln sind 203 

geworden), und durch Veränderungen, die den Text oft erheblich ausgeweitet 

haben. Zählt man die Wörter, so hat das Grundgesetz seine Länge seit 1949 

verdoppelt, von etwa 10.000 Wörtern auf gut 20.000 Wörter. Mit anderen Worten: 

Es hat sich einiges verändert am Grundgesetz! 

Blicken wir auf eine Tabelle, in der die Veränderungen im Text des Grundgesetzes 

entlang der Zeitachse nach Legislaturperioden aufgeführt sind, so können wir 

bereits viel Interessantes erkennen. 

Tabelle 1 zeigt vor allem in der letzten Zeile deutlich, dass es Perioden stärkerer 

Änderungen gibt und Perioden weitgehender, sogar völliger, Ruhe. 

Erinnern wir uns daran, dass das Grundgesetz als Provisorium entstand („um dem 

staatlichen Leben für eine Übergangszeit eine neue Ordnung zu geben“, wie es in der 

ursprünglichen Präambel hieß). Deshalb hatte es beispielsweise zunächst rechtliche 

Regelungen enthalten, die nicht in eine Verfassung gehören, etwa zum 

Hochverratsrecht – weil die Alliierten das politische Strafrecht des StGB aufgehoben 

hatten; die Anpassung solcher provisorischer Regeln – ebenso wie die Einfügung der 

Wehrverfassung – war dann nötig, und sie kann das erste Maximum an Änderungen 

in der zweiten Legislaturperiode erklären. 
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Ein weiteres Maximum zeigt sich in der fünften Legislaturperiode. Damals wurde die 

erste Große Koalition genutzt, um fehlende Sachverhalte – wie die (heftig 

umstrittene) Notstandsverfassung – in das Grundgesetz einzufügen. Neuerungen 

(wie etwa die Einführung der Gemeinschaftsaufgaben zwischen Bund und Ländern) 

kamen hinzu – dies war ja eine Zeit ambitionierter Reformversuche. 

Dann folgt (Sie sehen es an den vielen leeren Zellen) eine Zeit weitgehender Ruhe, 

die erst von großer Aktivität in der zwölften Legislaturperiode abgelöst wird. Das ist 

die Zeit nach der deutschen Einheit, und hier werden eine Vielzahl von notwendigen 

Veränderungen (u.a. nach umfangreichen Beratungen der – heute von vielen 

vergessenen – Gemeinsamen Verfassungskommission) in das Grundgesetz 

eingearbeitet. Das geschieht in erheblichem Konsens zwischen den Parteien. 

Ein letztes Maximum zeigt sich in der 16. Legislaturperiode. Hier gibt es die zweite 

Große Koalition, die (die Bundesrepublik ist gerade durch eine schwere 

Wirtschaftskrise gegangen) die Empfehlungen der damaligen 

Föderalismuskommission für eine Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung 

in Grundgesetzänderungen umsetzt. 

Seitdem dominiert wieder eine Periode relativer Ruhe bei den 

Verfassungsänderungen. Sie wechseln sich, das können wir festhalten, mit Zeiten 

intensiver Änderungen ab; letztere werden offenbar begünstigt durch historische 

Ereignisse (wie die deutsche Einheit) und politische Gunst (v.a. in Zeiten Großer 

Koalitionen, in denen die notwendigen Zwei-Drittel-Mehrheiten leichter zu 

erreichen sind). 

Aus Tabelle 2 (auf der Rückseite) können wir aber neben der zeitlichen Rhythmik 

noch etwas anderes lernen: Die Änderungen am Grundgesetz sind nicht gleichmäßig 

über den Text verteilt; sie konzentrieren sich in bestimmten inhaltlichen 

Abschnitten. 

Auch hier finden wir also Maxima: Änderungen betreffen bestimmte Abschnitte des 

Grundgesetzes offenbar stärker als andere. Das wird noch deutlicher, wenn man die 

Abschnitte durch Berücksichtigung ihrer unterschiedlichen Artikelzahl 

vergleichbarer macht. Der Indikator „Änderungen pro Artikel“ zeigt sehr deutlich, 

dass die mit Abstand am intensivsten Änderungen unterworfenen Abschnitte 

diejenigen über die Gesetzgebung des Bundes und über Das Finanzwesen sind. Dort 

wurde im Mittel jeder Artikel des jeweiligen Abschnitts 6,8 bzw. 6,4mal geändert. 
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Hier zeigt sich, dass die dort niedergelegten sehr detaillierten Vorschriften über die 

Gesetzgebungskompetenzen des Bundes und der Länder beständigen 

Änderungsbedarf gewissermaßen in sich tragen. Der Berliner Verfassungsrechtler 

Dieter Grimm hat schon vor vielen Jahren angemerkt, dass „zwischen der 

Genauigkeit einer Verfassung und ihrer Änderungsbedürftigkeit … ein direkter 

Zusammenhang“ bestehe. Und in den katalogartigen Aufzählungen der Artikel zur 

ausschließlichen und konkurrierenden Gesetzgebung wird entsprechend dauernd 

korrigiert, wird Kompetenz zwischen den Ebenen hin- und hergeschoben und es 

kommen neue Regelungsgebiete hinzu, zum Teil in großer Detailliertheit. 

Art. 74 Abs. 1 Ziffer 23 benennt etwa „die Schienenbahnen, die nicht Eisenbahnen 

des Bundes sind, mit Ausnahme von Bergbahnen“ als Gegenstand der 

konkurrierenden Gesetzgebung. Und das 30. Änderungsgesetz zum Grundgesetz hat 

mit Wirkung zum 15.4.1972 den Punkt hinter dem Wort „Bergbahnen“ durch ein 

Semikolon ersetzt – weil dann noch Regelungen zu Abfallwirtschaft, Luftreinhaltung 

und Lärmbekämpfung eingefügt wurden. Ihnen folgten 1994 noch Regeln zur 

Staatshaftung und zum Embryonenschutz und 2006 noch sieben weitere 

Sachverhalte (darunter der Naturschutz und die Raumordnung). Man hatte letztere 

aus der (damals im Zuge der Föderalismusreform abgeschafften) 

Rahmengesetzgebung des Bundes übernommen. 

 

Mit dieser Illustration, wie detailliert es in Teilen unserer Verfassung zugeht, kann 

ich zu meinem nächsten Punkt überleiten, nämlich der Frage, was eigentlich in eine 

Verfassung gehört. 

Der Punkt, um den es mir hier geht, ist ein grundsätzlicher. Gegenstände, die in einer 

Verfassung stehen, kann man (unter dem Gesichtspunkt von Stabilität) als Ausweis 

demokratischen Willens ansehen. Man kann sie aber ebenso gut aus einer 

entgegengesetzten Perspektive (nämlich der von Flexibilität) betrachten: dann 

erscheinen sie jedoch als Einschränkung des demokratischen Willens. Lassen Sie 

mich das kurz erläutern. 

Was man in eine Verfassung hineinschreibt, das bindet zukünftige Politik und 

schränkt sie ein. Das wird ja gerade mit der Erhebung einer Norm in 

Verfassungsrang bezweckt. 
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Weil es sich dabei um eine Einschränkung von Demokratie handelt, gibt es dafür 

erhöhte Hürden. In der Bundesrepublik sind für Verfassungsänderungen Zwei-

Drittel-Mehrheiten sowohl im Bundestag wie auch im Bundesrat nötig. 

Damit gehört das Grundgesetz übrigens im internationalen Vergleich eher zu den 

relativ einfach abzuändernden Verfassungen. Bei unseren dänischen Nachbarn etwa 

ist das sehr viel schwieriger: Wollen Parlament und Regierung die Verfassung 

ändern, so müssen sie diese Absicht erklären, worauf Neuwahlen ausgeschrieben 

werden. Nimmt das neugewählte Parlament die Verfassungsänderung an, dann 

muss binnen sechs Monaten zudem eine Volksabstimmung stattfinden, in der nicht 

nur die Mehrheit der Wählerinnen und Wähler, sondern auch mindestens 40 

Prozent der Wahlberechtigten zustimmen müssen. Doch zurück zum Thema. 

Generell gilt: Was einmal in der Verfassung steht, kann nur unter erschwerten 

Bedingungen wieder aus diesem Rang entfernt werden. Und deshalb können 

Verfassungsinhalte auch der Umsetzung demokratischer Politik im Wege stehen. 

Lassen Sie mich diese Aussage am Beispiel der sogenannten „Schuldenbremse“ in 

Art. 109 GG illustrieren. 

Sie wurde im Mai 2009 verabschiedet und beschränkt seitdem die mögliche 

Schuldenaufnahme des Bundes mit sehr detaillierten Regeln. Wichtig zum 

Verständnis ist der damalige Kontext: Die Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise hatte 

die Staatsverschuldung im Jahr zuvor enorm in die Höhe getrieben. SPD-

Fraktionschef Peter Struck bezifferte das in der Debatte im Bundestag: „An der 

Tatsache, dass der Bund pro Jahr Zinsen in Höhe von 42 Milliarden Euro zahlen 

muss – das sind 76 000 Euro pro Minute –, ohne einen einzigen Euro zurückzahlen 

zu können, sehen wir schon, wie dramatisch die Situation ist. Dies gilt für die Länder 

in gleichem Maße. Wir müssen eingreifen.“ 

Damals gab es – es lohnt sich, die Debatte nachzulesen! – einen breiten Konsens, 

dass eine Bremse für die Staatsschulden notwendig sei – nicht nur zwischen den 

Koalitionsparteien Union und SPD, sondern prinzipiell auch bei den damaligen 

Oppositionsparteien FDP und Bündnis 90 / Grüne, ja sogar in Teilen der Linkspartei. 

Heute stellt sich das Politikern aus einigen dieser Parteien anders dar. In der damals 

mit so viel Unterstützung detailliert festgelegten Beschränkung fiskalischen 

Handelns sehen sie heute vor allem ein Hindernis für jetzt als notwendig angesehene 
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Politik – etwa im Hinblick auf Investitionen in eine klimapolitische Transformation. 

Die Zwei-Drittel-Mehrheit der Vergangenheit schränkt aus dieser Perspektike vor 

allem die heutige und die zukünftige Politik ein. 

Sollte man das gegenwärtig Präferierte also vielleicht lieber nicht – und vor allem 

nicht so detailliert – in die Verfassung schreiben, um die Zukunft weniger zu binden? 

Ist eine Verfassung vielleicht flexibler für Änderungen in der Gesellschaft, wenn sie 

ihre Präferenzen nicht allzu genau schriftlich festlegt? Ließe man so dem 

zukünftigen demokratischen Willen vielleicht mehr Raum? 

Man kann gute Beispiele dafür anführen, dass gerade Offenheit und der Schwerpunkt 

auf generelle Formulierungen bei den Zielen einer Verfassung die Anpassung an 

gesellschaftliche Veränderungen erleichtert. 

Stellen Sie sich vor, die Mütter und Väter des Grundgesetzes hätten 1949 den 

seinerzeitigen gesellschaftlichen Konsens zum Thema Homosexualität im 

Grundgesetz kodifiziert. Durch eine solche Festschreibung wäre der über die 

Jahrzehnte zunächst zögerliche, dann in den letzten 30 Jahren zunehmend deutliche 

gesellschaftliche Wandel zu diesem Thema wohl klar behindert worden. Das 

Bundesverfassungsgericht hat als Reaktion auf diesen Wandel vor 15 Jahren einen 

Perspektivwechsel vollzogen und homosexuelle Partnerschaften seither aus der 

Perspektive des Gleichheitssatzes aus Art. 3 Abs. 1 GG interpretiert. Offenheit hat 

hier Wandel erleichtert. 

Das gilt auch für neue Themen. 1949 gab es noch keine elektronische 

Informationsverarbeitung und deshalb keine Notwendigkeit, sie in der Verfassung 

zu regeln. Aber bereits vor 40 Jahren hat das Bundesverfassungsgericht im 

allgemeinen Persönlichkeitsrecht und der Menschenwürde ein innewohnendes 

„Recht auf informationelle Selbstbestimmung“ anerkannt und seitdem in mehreren 

Urteilen ausgebaut. Es ist prägend für den Themenbereich des Datenschutzes 

geworden. Auch hier haben Offenheit und allgemeine Ziele Flexibilität und 

Anpassung ermöglicht – vermutlich besser und flexibler, als es detaillierte Regeln im 

Text vermocht hätten. 

Lassen Sie mich zum Schluss kommen. 
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Bei der Balance zwischen Stabilität und Flexibilität einer Verfassung gibt es keine 

„beste“ Position. Verfassungspolitik ist in diesem Sinne eher eine Kunst als eine 

Wissenschaft. 

Allgemein kann man sagen: 

• Wer eine Verfassung zu einfach änderbar macht, läuft Gefahr, ihre Wirkung 

zu beschädigen, zumindest, wenn es sich um Änderungen im Wesenskern 

handelt. Eine solche Verfassung wird kaum wegweisende Funktionen 

übernehmen können. 

• Wer Verfassungen zu schwer änderbar macht, bewirkt, dass ihre Inhalte aus 

Notwendigkeit uminterpretiert werden - zumeist durch Verfassungsgerichte 

statt durch Abgeordnete. Und Gerichtsentscheidungen können politisch 

umstrittener und weniger legitimiert sein als solche von Politikern! Die 

extrem schwierig zu ändernde US-Verfassung kann da als Beispiel dienen: 

Politische Kursänderungen werden, von Roosevelts „New Deal“ bis zu 

Trumps Kampf gegen Abtreibung, oft über Uminterpretationen der 

Verfassung durch den Supreme Court ins Werk gesetzt. Das hat zu einer 

Politisierung des obersten Gerichts geführt, die es delegitimiert und dadurch 

beschädigt. Kein guter Weg. 

Das Grundgesetz hat bei der Balance zwischen Stabilität und Flexibilität bis jetzt 

einen recht guten Mittelweg gefunden. Es ist, um es auf eine Formel zu bringen, 

stabil in den Fundamenten und flexibel in den Katalogen. Und es ist, das zeigen 

Umfragen, sehr breit in der Bevölkerung anerkannt – zwischen 80 und 90 Prozent 

sehen in ihm „eine der größten Errungenschaften der Bundesrepublik Deutschland“. 

An gesellschaftliche Normveränderungen wird es in seiner Interpretation behutsam 

durch ein zumeist klug agierendes Bundesverfassungsgericht angepasst. 

Das Grundgesetz ist eine Verfassung, die sich vom Provisorium zu einer 

beeindruckenden (und durchaus nicht zu erwartenden) Erfolgsgeschichte entwickelt 

hat. Auch wenn die Signatur der Bundesrepublik in Sachen Staatssymbolik vor allem 

Nüchternheit und Zurückhaltung ist – zumal in Norddeutschland –, kann man auf 

diese Erfolgsgeschichte zum 75. Jubiläum unserer Verfassung durchaus stolz sein! 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 


